


JUS PUBLICUM

Beiträge zum Öffentlichen Recht

Band 155





Christian Winterhoff

– Verfassung –
– Verfassunggebung –
Verfassungsänderung

Zur Theorie der Verfassung und der
Verfassungsrechtserzeugung

Mohr Siebeck



Christian Winterhoff, geboren 1971; Studium der Rechtswissenschaften in Göttingen; seit 2003
Rechtsanwalt mit dem Schwerpunkt öffentliches Recht, insbesondere Verfassungsrecht; 2004
Promotion; 2005 Habilitation; Privatdozent an der Universität Göttingen.

ISBN 978-3-16-149141-2
ISSN 0941-0503 (Jus Publicum)

Die Deutsche Bibliothek verzeichnet diese Publikation in der DeutschenNationalbibliographie;
detaillierte bibliographische Daten sind im Internet über http://dnb.d-nb.de abrufbar.

© 2007 Mohr Siebeck Tübingen.

DasWerk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung außer-
halb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Verlags unzulässig
und strafbar. Das gilt insbesondere für Vervielfältigungen, Übersetzungen, Mikroverfilmungen
und die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.

Das Buch wurde von Gulde-Druck aus der Garamond-Antiqua gesetzt, auf alterungsbeständi-
ges Werkdruckpapier gedruckt und von der Buchbinderei Spinner in Ottersweier gebunden.

e-ISBN PDF 978-3-16-151236-0



Meinem Vater





Vorwort

Die vorliegende Untersuchung, die im Sommersemester 2005 von der Juristi-
schen Fakultät der Georg-August-Universität Göttingen als Habilitationsschrift
angenommen wurde, ist in ihrem Kern auf ein Promotionsvorhaben zurückzu-
führen. Bei der Suche nach einem geeigneten Dissertationsthema wurde ich im
Jahre 1996 auf die interessante Verfassungsentwicklung in der Republik Südafrika
aufmerksam. Dort entstand zu diesem Zeitpunkt gerade die schließlich 1997 in
Kraft getretene Verfassung, deren Inhalt durch die Übergangsverfassung von
1994 in Gestalt von 34 »constitutional principles« zumTeil vorgeben war. Zudem
sollte die Verfassung erst Geltung erlangen, nachdem das von der Übergangsver-
fassung installierte Verfassungsgericht ihre Vereinbarkeit mit jenen constitutional
principles bestätigt hatte. Diesen zumindest ungewöhnlich anmutenden Prozeß
der Verfassungschöpfung wollte ich in meiner Doktorarbeit verfassungstheore-
tisch einordnen.
Das Promotionsvorhaben scheiterte. Mein Doktorvater und akademischer

Lehrer,Herr ProfessorDr. Christian Starck, befand, die vonmir nach einigen Jah-
ren vorgelegte Ausarbeitung sprenge den Rahmen einer Dissertationsschrift. Er
stelltemir anheim,dasThema liegenzulassen, eineneueDoktorarbeit zu schreiben
undmeineÜberlegungen zurVerfassungsrechtserzeugung, die sich zwischenzeit-
lich weit von dem Vorgang der südafrikanischen Verfassungsentstehung entfernt
hatten, zu einem späteren Zeitpunkt im Rahmen eines Habilitationsverfahrens
wiederaufzugreifen. Und so geschah es. Die Arbeit ist nun auf dem Stand von Ja-
nuar 2005. Später Erschienenes konnte noch vereinzelt nachgetragen werden.
Herzlich danken möchte ich an dieser Stelle Herrn Professor Starck. Er war es,

der meine Vorliebe für das Öffentliche Recht und hier speziell für das Verfas-
sungsrecht geweckt und meinen wissenschaftlichen Werdegang nach Kräften ge-
fördert hat. Ohne ihn gäbe es die nun publizierte Habilitationsschrift nicht. Für
die überaus zügige Erstellung der Habilitationsgutachten danke ich außerdem
Herrn Professor Dr. Werner Heun und Herrn Professor Dr. Peter-Tobias Stoll.
Dank ihrer Hilfe konnte das Habilitationsverfahren noch im Sommersemester
2005 abgeschlossen werden. Dankbar bin ich ferner meinen ehemaligen Kollegen
vom Lehrstuhl Starck, mit denen ich besonders vor meinem Umzug nach Ham-
burg im Jahr 2000 somanchesMal übermeineArbeit diskutiert habe.Namentlich
erwähnen will ich vor allemHerrn Professor Dr. Karl-Eberhard Hain undHerrn
Professor Dr. Thomas Schmitz.



VIII Vorwort

Besonderer Dank gebührt zudem meiner lieben Frau Gundel Winterhoff. Sie
hat das nun vorliegende Werk nicht nur mehrfach korrekturlesend durchlitten,
sondern mir auch immer den nötigen seelischen Beistand geleistet. Letzteres gilt
auch für meine liebeMutter, Frau ChristaWinterhoff, die mich auf jede erdenkli-
che Art und Weise unterstützt hat.
Gewidmet ist diese Arbeit meinem Vater Albert Winterhoff. Von ihm stammt

das juristische Blut in meinen Adern, und von ihm habe ich so vieles gelernt, das
nicht nur zu meinen juristischen Erfolgen beigetragen hat. Leider konnte er die
Fertigstellung der vorliegenden Abhandlung nicht mehr miterleben, weil er im
Jahre 2000 verstorben ist.

Hamburg, im September 2006 Christian Winterhoff
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